
Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Gysi, ich würde Sie bitten, die Begründung jetzt nicht 
vorzulesen. Der Antrag der PDS ist hiermit vorgestellt worden. 
Die Begründung können Sie dann, wenn der Antrag angenom­
men wird, hier vortragen.

(Dr. Gysi, PDS: Frau Präsidentin, da bin ich aber anderer 
Meinung, die Abgeordneten sollen ja ...

(Unruhe im Saal)

Haben die Abgeordneten den Antrag? Dann ist es natürlich 
etwas anderes)

Die Abgeordneten haben alle die Anträge in der Hand, sie sind 
bereits verteilt worden.

(Widerspruch von der SPD)

(Dr. Gysi, PDS: Also, hier sagen Abgeordnete, das sie sie 
nicht haben. Und dann bin ich der Meinung, daß die Abge­
ordneten schon die Begründung kennen müssen, um dar­
über entscheiden zu können, ob sie das auf die Tagesord­
nung setzen oder nicht.)

Gut, dann gebe ich Ihnen Gelegenheit. Aber bitte nicht die 
ganze Begründung vorlesen, sondern kurz.

_____'

Dr. Gysi (PDS):

Wir gehen dabei davon aus, daß nach dem Ende des 2. Welt­
krieges inzwischen die Sowjetunion und die USA den Kalten 
Krieg für beendet erklärt haben. Das findet seinen sichtbarsten 
Ausdruck darin, daß sich die Militärblöcke überholt haben. Sie 
müssen überwunden und durch gesamteuropäische Sicher­
heitsstrukturen abgelöst werden.

Durch den deutschen Einigungsprozeß gibt es erstmalig in der 
Geschichte die Chance, dazu konkrete politische Schritte einzu­
leiten. Deutschland könnte eine Brücke zwischen West und Ost 
und Nord und Süd werden, und nachdem durch das Treffen im 
Kaukasus festgestellt ist, daß wir selbst über den militärischen 
Status zu entscheiden haben, sollten wir diese Möglichkeit auch 
wahrnehmen.

Sicherheit und Stabilität kann am besten entsprochen werden, 
wenn das Territorium der DDR bis zur Schaffung gesamteuro­
päischer Strukturen von Streitkräften und Rüstungen der NATO 
einschließlich von Einheiten und Verbänden der Bundeswehr 
freigehalten wird.

Bei den übrigen Anträgen ergibt sich, glaube ich, die Logik aus 
der Formulierung selbst.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich schlage vor, da Sie mehrere Anträge haben, daß wir ge­
trennt abstimmen. Also wer dafür ist, daß der Antrag der PDS 
zum Gesetz zur Durchführung eines Volksentscheides über den 
sicherheitspolitischen und militärischen Status des Territo­
riums der Deutschen Demokratischen Republik in einem künfti­
gen vereinigten Deutschland heute noch auf die Tagesordnung 
kommt, den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist dage­
gen? - Danke. Wer enthält sich der Stimme? - Danke. Damit ist 
dieser Antrag mehrheitlich abgelehnt.

Herr Gysi! Bitte den nächsten.

(Heiterkeit vorwiegend bei SPD und Bündnis 90/Grüne)

Dr. Gysi (PDS):

Im nächsten Antrag geht es uns um ein verfassungsänderndes 
Gesetz. Es geht um die Frage der Wehrpflicht. Wir schlagen vor,

den Artikel 23 Abs. 1 der Verfassung zu ändern und aus der 
Pflicht ein Recht des Bürgers zu machen, Dienst für die Verteidi­
gung der DDR zu leisten.

Im § 2 schlagen wir vor, die allgemeine Wehrpflicht in der DDR 
aufzuheben. Die Nationale Volksarmee wird nach Inkrafttreten 
neuer gesetzlicher Bestimmungen nach dem Prinzip des freiwilli­
gen Dienstes aufgefüllt. Einberufungen von Wehrpflichtigen er­
folgen nicht mehr, und im Zusammenhang mit der Aufhebung der 
Wehrpflicht wird auch die Anordnung über den Zivildienst außer 
Kraft gesetzt, und der Ministerrat wird beauftragt, den Entwurf 
eines neuen Gesetzes über den Dienst in der NVA vorzulegen.

Ich muß das verbinden mit einem zweiten Antrag, weil das eng 
zusammenhängt, dadurch kann man dann auch zusammen dar­
über abstimmen, daß der Ministerrat durch die Volkskammer 
beauftragt wird, bis zum 30.8. zur Beschlußfassung vorzulegen:

Erstens die militärpolitischen Leitsätze der DDR im Prozeß 
der deutschen Vereinigung;

zweitens ein Konversionsgesetz zur komplexen Regelung al­
ler politischen, militärischen, ökonomischen, ökologischen und 
sozialen Fragen der Abrüstung einschließlich regionaler und 
kommunaler Fragen, und

drittens den Entwurf eines Gesetzes zur Wahrnahme der 
staatlichen Fürsorgepflicht gegenüber den Berufssoldaten.

Durch dieses Gesetz ist rechtsstaatlich eine sozial gerechte 
Überführung von Angehörigen der Nationalen Volksarmee in 
deutsche Territorialstreitkräfte auf dem bisherigen Gebiet der 
DDR bzw. in zivilberufliche Tätigkeiten als Folge der strukturel­
len Veränderungen und personellen Reduzierungen der Natio­
nalen Volksarmee zu sichern.

Die Berufssoldaten dürfen im Falle ihrer Entlassung versor­
gungsrechtlich nicht schlechter gestellt werden als aus dem akti­
ven Wehrdienst entlassene Berufssoldaten der Deutschen Bun­
deswehr.

(Bewegung im Saal)

Ich verzichte auf die Vorlesung der Begründung. Es geht ein­
fach darum, daß jetzt schon ziemlich klar ist, daß die Berufssol­
daten wahrscheinlich zum größten Teil nicht übernommen wer­
den, eine Konzeption der Regierung nicht zu sehen ist und hier 
schnellstens Maßnahmen eingeleitet werden müssen; denn es 
handelt sich um eine größere Bevölkerungsgruppe.

(Beifall bei PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Weiß hat einen Geschäftsordnungsantrag. Bitte, Herr 
Weiß.

(Weiß, Bündnis 90/Grüne: Frau Präsidentin! Ich bitte zu ver­
anlassen, daß die Wahlkampfveranstaltung der PDS unter­
brochen wird.)

(Bravo-Rufe, lebhafter Beifall)

Ich werde jetzt über die Anträge abstimmen lassen. Ich muß 
leider auch feststellen, daß die Fraktion der PDS sich dem mehr­
heitlichen Beschluß des Präsidiums nicht anschließt, und bedau- 
re das hier als Präsidentin der Volkskammer sehr. Wir werden 
jetzt über die einzelnen Anträge abstimmen.

Wir stimmen jetzt über den Antrag der PDS ab zum Gesetz zur 
Änderung der Verfassung der Deutschen Demokratischen Re­
publik. Wer dafür ist, daß dieses Gesetz heute noch auf die Ta­
gesordnung kommt, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke. 
Wer ist dagegen? - Danke. Mehrheitlich abgelehnt.

Der dritte Antrag der Fraktion der PDS zu einem Beschluß der 
Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik über die
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